
Mir ist an der Stelle bloß nochmal wichtig, deutlich zu sagen: 
eine Armee mit einem Oberbefehl. Solange es aber noch zwei 
Bündnisse in Europa gibt, werden wir auch dem Rechnung zu 
tragen haben, und wir werden die deutschen Soldaten unter­
schiedlich strukturieren müssen. Auch da gibt es Übereinstim­
mung zwischen dem Bundesministerium für Verteidigung und 
unserem Ministerium in der Hinsicht, daß NATO-Truppen nicht 
östlich der Elbe stationiert sein dürfen und daß es auch keine 
Bundeswehrtruppen geben darf, die östlich der Elbe stationiert 
werden, sondern daß es so etwas wie ein Territiorialheer Ost ge­
ben wird, geben muß.

Die Frage ist ganz neu zu bedenken in dem Augenblick, wenn 
wir es erreicht haben, daß es ein sicherheitspolitisches Konzept 
für Europa gibt, in dem der Franzose den Dänen genauso wie 
den Polen und den Soldaten der Sowjetarmee als seinen Verbün­
deten oder zumindest nicht mehr als seinen Gegner zu betrach­
ten braucht.

Dieser Zwischenweg hat natürlich auch mit Fragen der Be­
waffnung und der Struktur etwas zu tun, und er hat auch etwas 
mit Abrüstung zu tun. Deutlich wird sein - das wage ich zu sagen 
-, daß die zukünftige Obergrenze einer deutschen gemeinsamen 
Armee niedriger liegen wird als das, was gegenwärtig zu­
sammengezogen die Obergrenze von Soldaten der Bundeswehr 
und der Nationalen Volksarmee ausmacht. Für meinen Ein­
druck, wenn zwei Republiken aufeinander Zuwachsen, und das 
tun wir gegenwärtig, muß auch an dieser Stelle, was die Abrü-

ng zweier Armeen angeht, das in partnerschaftlicher und ge- 
'>e6hter Weise passieren. Ich kann mir also nicht vorstellen, daß 
nach diesem gesamtdeutschen Abrüstungsprozeß 80 % des 
mannschaftlichen Bestandes der Bundeswehr erhalten geblie­
ben sind, der Bestand der Nationalen Volksarmee aber um 80 % 
abgerüstet werden muß. Das halte ich für nicht ausgewogen und 
nicht partnerschaftlich. Ich habe den Eindruck, das sind Fragen, 
die in dem anstehenden Einigungsprozeß verhandelt und ver­
einbart werden müssen.

Zu der Frage des Fluglärms, bezogen auf diesen konkreten 
Ort, kann ich nichts sagen. Ich habe diese Frage inhaltlich heute 
so das erste Mal gehört. Ich kann im Augenblick - das mag Sie 
enttäuschen - nur sehr allgemein antworten. Wir wissen um eine 
Fülle Probleme in dieser Richtung, nicht nur was den Fluglärm 
angeht, sondern auch was andere Formen ökologischer Bela­
stung angeht im Zusammenhang mit der Nationalen Volksar­
mee und auch mit der Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte. 
Wie wichtig uns das ist, mögen Sie vielleicht daran sehen, daß 
wir etwas in der Nationalen Volksarmee haben, was wir vorher 
so nicht hatten, einen Umweltbeauftragten, der sich mit diesen 
Problemen befassen muß.

Wir haben gegenwärtig auch eine Arbeitsgruppe eingesetzt,
i sich mit Fragen der Abrüstung und der Konversion beschäf­

tigt. Da geht es auch um Umweltverträglichkeit, um humane 
Umwandlungsformen. Und damit lassen Sie mich bitte zu den 
Problemen der Westgruppe kommen, weil es an der Stelle hier 
die eben gestellte Frage berührt. Mein Vorschlag wäre: Wenden 
Sie sich, solange die juristischen Verhältnisse noch so sind, wie 
sie jetzt sind, einmal unmittelbar an den Verursacher, d. h. ent­
weder an die Nationale Volksarmee oder an die Westgruppe, 
wenden Sie sich aber gleichzeitig auch an den jeweils anderen, 
d. h., wenn der Verursacher die Westgruppe ist, wenden Sie sich 
bitte nicht nur an die Westgruppe, sondern gleichzeitig auch an 
uns, und wenden Sie sich, sofern es sich um ökologische Fragen 
dabei handelt, gezielt auch noch einmal an unseren Umwelt­
schutzbeauftragten, Herrn Gille.

Ich möchte Ihnen ganz deutlich sagen, daß ich sehe, daß das keine 
Lösung ist. Wir sind an der Stelle dran, d. h., es geht gegenwärtig 
darum, daß wir uns bemühen, einen Regierungsbeauftragten bei 
der Regierung für diese Fragestellungen zu installieren, der dann 
auch einen erheblichen - lassen Sie mich das so sagen - Apparat hat 
an Sachbearbeitern und Fachkräften, und zwar deswegen - das hat 
etwas mit unserer bisherigen Geschichte an dieser Stelle zu tun -: 
Laut Stationierungsabkommen von 1957 laufen gegenwärtig alle 
Anfragen der Bevölkerung irgendwie auch über das Ministerium, 
dem ich vorstehe, und das ist dafür oft gar nicht zuständig, da es da­
bei auch um Fragen krimineller Handlungen geht.

Uns ist deutlich, daß diese Regelung so nicht bleiben kann. Wir 
haben auch viel zu wenig Einfluß. Gerade wenn es um die poli­
zeiliche Verfolgung von Straftaten geht, sind uns sehr oft an den 
Grenzen des Objekts die Hände gebunden. Es liegt in der Ent­
scheidung des Kommandeurs der Westgruppe, ob er Ermitt­
lungsorgane in sein Objekt hineinläßt oder nicht. Und oft ist es 
leider so, daß er sie nicht hineinläßt.

Das heißt, die hier anstehenden Probleme lassen sich nicht 
von einem Tag auf den anderen lösen. Sie lassen sich nur lösen 
durch ein neues Stationierungsabkommen, das ganz anders aus- 
sehen muß als das 1957 abgeschlossene. Und wir müssen die 
Frauen und Männer, die von uns dann mit der Westgruppe ver­
handeln müssen, formal auf eine erhebliche stärkere Basis stel­
len, als das bisher der Fall gewesen ist.

Ich würde gern noch zum Problem der Westgruppe auf die 
Frage von Herrn Jelen antworten und gebe Ihnen dann die Mög­
lichkeit zurückzufragen. Es tut mir bloß leid, daß Sie jetzt da so 
stehen müssen.

Und zwar - lassen Sie mich das einfach mal sagen, darum dan­
ke ich dem Abgeordneten Jelen, daß er diese Frage gestellt hat - 
ist es eine Frage von großer Brisanz. Wir sind immer noch ein - 
ich sage das mal so - erobertes Land. Die Noch-Spaltung 
Deutschlands und Europas gehört zum Schlachtfeld der Ge­
schichte, zum Schlachtfeld der Geschichte, auf dem wir selber 
gestanden haben, und die Stationierung der Westgruppe ist ein 
großer Trümmerbrocken auf dem Schlachtfeld dieser Geschich­
te. Deswegen, weil, abgesehen von den Problemen, die ich eben 
versucht habe anzudeuten, ca. - genau wissen wir es nicht, weil 
die Westgruppe nicht verpflichtet ist, uns die Zahlen anzugeben 
- 360 000 bis 380 000 bewaffnete sowjetische Soldaten auf unse­
rem Territorium stehen. Dazu kommen die zivilen Sicherstel­
lungskräfte, dazu kommen Frauen von Offizieren und Kinder 
aus diesen Familien, insgesamt nach vorsichtigen Schätzungen 
mindestens eine Zahl von einer halben Million Menschen. Es 
gibt auch andere, die sagen: Es sind über 700000.

Diese Menschen haben ihr persönliches Eigentum hier, 
Kriegstechnik, Bewaffnung, großes Gerät, Einrichtungs- und 
Ausrüstungsgegenstände für Kasernen, für Klubhäuser, für 
Truppenübungsplätze. Das ist eine für mich eigentlich unvor­
stellbare Menge von Menschen mit Masse, mit Materialien, die 
sie haben. Und selbst wenn Herr Gorbatschow heute einen Ver­
trag unterschreiben würde, der den sofortigen und vollen Abzug 
all dieser Truppen beinhaltet, wenn dieser Vertrag sofort voll po­
litisch durchgesetzt werden könnte und alle sowjetischen Mili­
tärs da voll mitziehen würden, wenn die Züge Tag und Nacht rol­
len würden, wäre das ein Prozeß - nach vorsichtigen Schätzun­
gen - von vier Jahren. Es gibt andere, die möglicherweise reali­
stischer sind, die sagen: Es dauert fünf bis sechs Jahre. Das 
heißt, wir werden an dieser Stelle nicht nur nach praktikablen, 
sondern auch nach politischen Lösungen suchen müssen, die es 
ermöglichen, daß Deutsche und Menschen der Sowjetunion in 
den nächsten vier oder fünf oder sechs Jahren friedlich mitein­
ander umgehen.

Es wäre ganz schlimm für uns, für die Beziehungen zwischen 
den beiden Ländern und für Europa, wenn hier ein neuer Kon­
fliktherd entstehen würde. Die Gefahren dazu bestehen. Die kri­
minellen Delikte sind im Steigen, sie sind größer geworden. In 
der Vergangenheit ist es bisher so gewesen, daß die Staatliche 
Versicherung der DDR all das, was sich finanziell wiedergutma­
chen ließ, in großzügiger Art und Weise wiedergutgemacht hat, 
um auch politische Brisanz aus dieser Sache herauszunehmen. 
Das wird aller Wahrscheinlichkeit nach ab 1.7.1990 so nicht mehr 
sein. Eine Versicherung, die nach marktwirtschaftlichen Krite­
rien arbeitet, wird keine politischen Geschenke machen. Das 
heißt, selbst wenn sich überhaupt nichts an dieser Stelle verän­
dert, wird der Druck größer werden.

Sie werden aus der Presse wissen, daß es inzwischen erste De­
monstrationen gegeben hat, die ich von ihrem Ansatz und ihrem 
Inhalt her voll verstehen kann. Sie haben aber auch zu ersten Ge­
walttätigkeiten geführt. Ich weiß von einer Großdemonstration 
von 1500 Menschen an einem Flugplatz. Zu Gewalttätigkeiten ist 
es da von unserer Seite gekommen. DDR-Bürger haben Fla-

821


